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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Aussetzung der 
Bestimmungen über die Vorausfestsetzung von Abschöpfun- 
gen und Erstattungen auf den einzelnen Sektoren der ge- 
meinsamen Marktorganisation. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. März 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5^09 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg i 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Aussetzung der Bestimmungen über die Vorausfestsetzung 
von Abschöpfimgen und Erstattungen auf den einzelnen 
Sektoren der gemeinsamen Marktorganisation 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf verschiedenen, der gemeinsamen Marktorga- 
nisation unterliegenden Sektoren wurde im Inter- 
esse der Stabilität der Handelsgeschäfte die Voraus- 
festsetzung von Abschöpfungen bzw. Erstattungen 
vorgesehen. Die Erfahrung zeigt jedoch, daß unter 
bestimmten Umständen, namentlich bei zu starker 
Inanspruchnahme dieser Regelung durch die Inter- 
essenten, Schwierigkeiten auf dem betreffenden 
Markt zu befürchten sind. 

In einer solchen Lage müssen zur Vermeidung 
einer Zerrüttung des Marktes schnell entsprechende 
Maßnahmen ergriffen werden können. Deshalb ist 
für die Kommission die Möglichkeit zu schaffen, 
solche Maßnahmen nach Stellungnahme des Ver- 
waltungsausschusses oder, in dringenden Fällen, 
ohne dessen vorheriges Zusammentreten zu er- 
lassen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Artikel 15 der Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2434/70 2), wird 
durch folgenden Absatz 6 ergänzt: 

„6. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vorausfestsetzung der Abschöpfung befürchten, 
so kann nach dem Verfahren des Artikels 26 die 
Aussetzung der betreffenden Bestimmungen für die 
kürzest mögliche Zeit beschlossen werden. 

Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Ent- 
scheidung feststellen, daß die erforderlichen Vor- 
aussetzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Ent- 
scheidung den Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem 
Sitz durch Anschlag bekannt. Diese Entscheidung 
bewirkt für die betreffenden Erzeugnisse von der 
hierfür angegebenen, nach der Notifizierung liegen- 
den Uhrzeit an die vorläufige Aussetzung der Vor- 
ausfestsetzung. Sie gilt höchstens drei Werktage 
nach dem Tage der Notifizierung. 


Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Fall die Anträge betreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 
zurüchgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zurück- 
ziehen. Die Kaution wird unverzüglich freigestellt." 

2. Artikel 6 der Verordnung Nr. 120/67/EWG wird 
durch folgenden Absatz 7 ergänzt: 

„7. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vc)rausfestsetzung der Erstattung befürchten, so 
kann nach dem Verfahren des Artikels 26 die Aus- 
setzung der betreffenden Bestimmungen für die 
kürzest mögliche Zeit beschlossen werden. 

Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Ent- 
scheidung feststellen, daß die erforderlichen Vor- 
aussetzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Ent- 
scheidung den Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem 
Sitz durch Anschlag bekannt. Diese Entscheidung be- 
wirkt für die betreffenden Erzeugnisse von der hier- 
für angegebenen, nach der Notifizierung liegenden 
Uhrzeit an die vorläufige Aussetzung der Voraus- 
festsetzung. Sie gilt höchstens drei Werktage nach 
dem Tage der Notifizierung. 

Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Fall die Anträge betreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 
zurückgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zurück- 
ziehen. Die Kaution wird unverzüglich freigestellt." 

Artikel 2 

Artikel 9 der Verordnung Nr. 122/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni über die gemeinsame Markt- 
organisation für Eier®), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 436/70 4), wird durch folgen- 
den Absatz 4 ergänzt: 

„4. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vorausfestsetzung der Erstattung befürchten, so 
kann nach dem Verfahren des Artikels 17 der Ver- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 262 
vom 3. Dezember 1970, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19, Juni 1967, S. 2293/67 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 55 
vom 10. März 1970, S. 1 
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Ordnung Nr. 122/67/EWG die Aussetzung der be- 
treffenden Bestimmungen für die kürzest mögliche 
Zeit beschlossen werden. 

Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Ent- 
scheidung feststellen, daß die erforderlichen Voraus- 
setzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Entschei- 
dung den Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem Sitz 
durch Anschlag bekannt. 

Diese Entscheidung bewirkt für die betreffenden Er- 
zeugnisse von der hierfür angegebenen, nach der 
Notifizierung liegenden Uhrzeit an die vorläufige 
Aussetzung der Vorausfestsetzung, Sie gilt höchstens 
drei Werktage nach dem Tage der Notifizierung. 

Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Fall die Anlräye belreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 
zurückgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zu- 
rückziehen. Die Kaution wird unverzüglich frei- 
gestellt." 

Artikel 3 

1. Artikel 13 der Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis*^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2434/70, wird durch folgen- 
den Absatz 7 ergänzt; 

„7. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vorausfestsetzung der Abschöpfung befürchten, 
so kann nach dem Verfahren des Artikels 26 die 
Aussetzung der betreffenden Bestimmungen für die 
kürzest mögliche Zeit beschlossen werden. 

Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Ent- 
scheidung feststellen, daß die erforderlichen Voraus- 
setzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Entschei- 
dung den Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem Sitz 
durch Anschlag bekannt. Diese Entscheidung bewirkt 
für die betreffenden Erzeugnisse von der hierfür 
angegebenen, nach der Notifizierung liegenden Uhr- 
zeit an die vorläufige Aussetzung der Vorausfest- 
setzung. Sie gilt höchstens drei Werktage nach dem 
Tage der Notifizierung. 

Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Fall die Anträge betreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 
zurückgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zurück- 
ziehen. Die Kaution wird unverzüglich freigestellt." 

2. Artikel 17 der Verordnung Nr. 359/67/EWG wird 
durch folgenden Absatz 7 ergänzt: 

„7. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vorausfestsetzung der Erstattung befürchten, so 
kann nach dem Verfahren des Artikels 26 die Aus- 
setzung der betreffenden Bestimmungen für die 
kürzest mögliche Zeit beschlossen werden. 


Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Ent- 
scheidung feststellen, daß die erforderlichen Vor- 
aussetzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Ent- 
scheidung den Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem 
Sitz durch Anschlag bekannt. Diese Entscheidung 
bewirkt für die betreffenden Erzeugnisse von der 
hierfür angegebenen, nach der Notifizierung liegen- 
den Uhrzeit an die vorläufige Aussetzung der Vor- 
ausfestsetzung. Sie gilt höchstens drei Werktage 
nach dem Tage der Notifizierung. 

Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Fall die Anträge betreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 
zurückgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zurück- 
ziehen. Die Kaution wird unverzüglich freigestellt.'' 

Artikel 4 

1. Artikel 15 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker^’), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1253/70, wird 
durch folgenden Absatz 6 ergänzt: 

„6. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vorausfestsetzung der Abschöpfung befürchten, 
so kann nach dem Verfahren des Artikels 40 die 
Aussetzung der betreffenden Bestimmungen für die 
kürzest mögliche Zeit beschlossen werden. 

Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Ent- 
scheidung feststellen, daß die erforderlichen Voraus- 
setzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Entschei- 
dung den Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem Sitz 
durch Anschlag bekannt. Diese Entscheidung bewirkt 
für die betreffenden Erzeugnisse von der hierfür an- 
gegebenen, nach der Notifizierung liegenden Uhrzeit 
an die vorläufige Aussetzung der Vorausfestsetzung, 
Sie gilt höchstens drei Werktage nach dem Tage der 
Notifizierung. 

Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Falle die Anträge betreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 
zurückgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zurück- 
ziehen. Die Kaution wird unverzüglich freigestellt." 

2. Artikel 17 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
wird durch folgenden Absatz 5 ergänzt: 

„5. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vorausfestsetzung der Erstattung befürchten, so 
kann nach dem Verfahren des Artikels 40 die Aus- 
setzung der betreffenden Bestimmungen für die 
kürzest mögliche Zeit beschlossen werden. 

•">) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

ö) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 


3 



Drucksache VI/2062 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Ent- 
scheidung feststellen, daß die erforderlichen Vor- 
aussetzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Ent- 
scheidung den Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem 
Sitz durch Anschlag bekannt. Diese Entscheidung 
bewirkt für die betreffenden Erzeugnisse von der 
hierfür angegebenen, nach der Notifizienmg liegen- 
den Uhrzeit an die vorläufige Aussetzung der Vor- 
ausfestsetzung. Sie gilt höchstens drei Werktage 
nach dem Tage der Notifizierung. 

Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Fall die Anträge betreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 
zurückgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zurück- 
ziehen. Die Kaution wird unverzüglich freigestellt." 

Artikel 5 

Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse ^), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1253/70, wird durch folgenden Absatz 6 ergänzt: 

„6. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vorausfestsetzung der Erstattung befürchten, so 
kann nach dem Verfahren des Artikels 30 die Aus- 
setzung der betreffenden Bestimmungen für die 
kürzest mögliche Zeit beschlossen, werden. 

Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Ent- 
scheidung feststellen, daß die erforderlichen Voraus- 
setzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Entschei- 
dung den Mitgiedstaaten und gibt sie an ihrem Sitz 
durch Anschlag bekannt. Diese Entscheidung bewirkt 
für die betreffenden Erzeugnisse von der hierfür an- 
gegebenen, nach der Notifizierung liegenden Uhrzeit 
an die vorläufige Aussetzung der Vorausfestsetzung. 
Sie gilt höchstens drei Werktage nach dem Tage der 
Notifizierung. 

Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Fall die Anträge betreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 
zurückgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zurück- 
ziehen. Die Kaution wird unverzüglich freigestellt." 

Artikel 6 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 des 
Rates vom 28. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst 
und Gemüse®), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2613/70^), wird durch folgenden 
Absatz 5 ergänzt: 

„5. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vorausfestsetzung der Abschöpfung und der Er- 
stattung befürchten, so kann nach dem Verfahren des 


Artikels 15 die Aussetzung der betreffenden Be- 
stimmungen für die kürzest mögliche Zeit be- 
schlossen werden. 

Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Ent- 
scheidung feststellen, daß die erforderlichen Vor- 
aussetzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Ent- 
scheidung den Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem 
Sitz durch Anschlag bekannt. Diese Entscheidung be- 
wirkt für die betreffenden Erzeugnisse von der hier- 
für angegebenen, nach der Notifizierung liegenden 
Uhrzeit an die vorläufige Aussetzung der Voraus- 
festsetzung. Sie gilt höchstens drei Werktage nach 
dem Tage der Notifizierung. 

Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Fall die Anträge betreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 
zurückgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zurück- 
ziehen. Die Kaution wird unverzüglich freigestellt." 

Artikel 7 

1. Artikel 16 der Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^®) 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2554/70 ^^) wird durch folgenden Absatz 3 ergänzt: 

„3. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vorausfestsetzung der Abschöpfung befürchten, 
so kann nach dem Verfahren des Artikels 38 die 
Aussetzung der betreffenden Bestimmungen für die 
kürzest mögliche Zeit beschlossen werden. 

Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Ent- 
scheidung feststellen, daß die erforderlichen Vor- 
aussetzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Ent- 
scheidung den Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem 
Sitz durch Anschlag bekannt. Diese Entscheidung 
bewirkt für die betreffenden Erzeugnisse von der 
hierfür angegebenen, nach der Notifizierung liegen- 
den Uhrzeit an die vorläufige Aussetzung der Vor- 
ausfestsetzung. Sie gilt höchstens drei Werktage 
nach dem Tage der Notifizierung. 

Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Fall die Anträge betreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 
zurückgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zurück- 
ziehen. Die Kaution wird unverzüglich freigestellt." 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 153 
vom 1. Juli 1968, S. 8 

9) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 27, Dezember 1970, S. 12 

19) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
11) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 275 
vom 19. Dezember 1970, S. 5 
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2. Artikel 18 der Verordnng Nr. 136/66/EWG wird 
durch folgenden Absatz 4 ergänzt: 

„4. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vorausfestsetzung der Erstattung befürchten, so 
kann nach dem Verfahren des Artikels 38 die Aus- 
setzung der betreffenden Bestimmungen für die 
kürzest mögliche Zeit beschlossen werden. 

Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Ent- 
scheidung feststellen, daß die erforderlichen Vor- 
aussetzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Ent- 
scheidung den Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem 
Sitz durch Anschlag bekannt. Diese Entscheidung 
bewirkt für die betreffenden Erzeugnisse von der 
hierfür angegebenen, nach der Notifizierung liegen- 
den Uhrzeit an die vorläufige Aussetzung der Vor- 
ausfestsetzung. Sie gilt höchstens drei Werktage 
nach dem Tage der Notifizierung. 

Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Fall die Anträge betreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 
zurückgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zurück- 
ziehen. Die Kaution wird unverzüglich freigestellt." 

3. Artikel 28 der Verordnung Nr. 136/66/EWG wird 
durch folgenden Absatz 4 ergänzt: 

„4. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vorausfestsetzung der Erstattung befürchten, so 
kann nach dem Verfahren des Artikels 38 die Aus- 
setzung der betreffenden Bestimmungen für die 
kürzest mögliche Zeit beschlossen werden. 

Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Entschei- 
dung feststellen, daß die erforderlichen Voraus- 
setzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Entschei- 
dung den Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem Sitz 
durch Anschlag bekannt. Diese Entscheidung bewirkt 
für die betreffenden Erzeugnisse von der hierfür an- 
gegebenen, nach der Notifizierung liegenden Uhrzeit 
an die vorläufige Aussetzung der Vorausfestsetzung. 
Sie gilt höchstens drei Werktage nach dem Tage der 
Notifizierung. 

Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Fall die Anträge betreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 


zurückgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zurück- 
ziehen. Die Kaution wird unverzüglich freigestellt." 

Artikel 8 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 204/69 des 
Rates vom 28. Januar 1969 zur Festlegung allge- 
meiner Regeln für die Gewährung von Ausfuhrer- 
stattungen und Kriterien zur Festsetzung des Erstat- 
tungsbetrages für bestimmte landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse, die in Form von nicht unter Anhang II 
des Vertrages fallenden Waren ausgeführt wer- 
den zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1253/70, wird durch folgenden Absatz 3 
ergänzt; 

„3. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten als Folge 
der Vorausfestsetzung der Erstattung befürchten, so 
kann nach dem Verfahren des Artikels 26 der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG und der entsprechenden 
Artikel der sonstigen, in Artikel 1 dieser Verord- 
nung erwähnten Verordnungen die Aussetzung der 
betreffenden Bestimmungen für die kürzest mögliche 
Zeit beschlossen werden. 

Im Falle äußerster Eile kann die Kommission nach 
einer summarischen Prüfung der Lage durch Ent- 
scheidung feststellen, daß die erforderlichen Voraus- 
setzungen erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Entschei- 
dung den Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem Sitz 
durch Anschlag bekannt. Diese Entscheidung bewirkt 
für die betreffenden Erzeugnisse von der hierfür 
angegebenen, nach der Notifizierung liegenden Uhr- 
zeit an die vorläufige Aussetzung der Vorausfest- 
setzung. Sie gilt höchstens drei Werktage nach dem 
Tage der Notifizierung. 

Die endgültige Aussetzungsmaßnahme kann in die- 
sem Fall die Anträge betreffen, die seit der in der 
Entscheidung nach Unterabsatz 2 genannten Uhrzeit 
eingereicht worden sind. Der Betroffene kann den 
Antrag auf Lizenzerteilung, verbunden mit einem 
zurückgewiesenen Vorausfestsetzungsantrag, zurück- 
ziehen. Die Kaution wird unverzüglich freigestellt." 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am Tage nach dem Tage ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

12) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 5. Februar 1969, S. 1 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Drucksache VI/2062 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Begründung 


Auf den einzelnen der gemeinsamen Marktorgani- 
sation unterstehenden Sektoren, für die eine Voraus- 
festsetzung der Abschöpfung oder der Erstattung 
oder beider beschlossen wird, unterliegen die inter- 
essierten Wirtschaftskreise in bezug auf die Möglich- 
keit, sich dieser Mechanismen zu bedienen, keinerlei 
Beschränkung. 

Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, daß dieser den 
Interessenten zugebilligte Spielraum in bestimmten 
Fällen nachteilige Folgen für das Gleichgewicht des 
Marktes haben kann, vor allem wenn die betreffen- 
den Interessenten sich des Vorausfestsetzungsver- 
fahrens nicht so sehr zu dem Zweck bedienen, sicher 
zu sein, welche Beträge sie bei Abwicklung be- 
stimmter Verträge zu zahlen bzw. zu bekommen 
haben, als vielmehr, um in den Genuß eines Betra- 
ges zu kommen, der ihnen zu gegebener Zeit vor- 


teilhaft erschien. Diese Verfahrensweise kann sich 
praktisch auf sehr große Mengen beziehen. 

Wann immer sich in der Vergangenheit eine der- 
artige Lage ergab, zeigte sich, daß die Unmöglichkeit 
einer unverzüglichen Reaktion eine schwerwiegende 
Lücke in der Gemeinschaftsregelung darstellte, der 
im Falle der Erstattungen nicht durch die Fest- 
setzung sehr niedriger Beträge beizukommen war. 
Aus diesem Grunde schlägt die Kommission dem Rat 
vor, ihr die Möglichkeit zu geben, über die Funk- 
tionsweise der Vorausfestsetzungsregelung eine 
Kontrolle verbunden mit Eingriffsmöglichkeiten, aus- 
zuüben, um zu verhindern, daß die Vorausfest- 
setzung, ihrem eigentlichen und ursprünglichen 
Zweck entfremdet, zur Ursache von Schwierigkeiten 
auf den Märkten der jeweils betroffenen Erzeug- 
nisse wird. 
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